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Vorbemerkung

Je länger man Europa vernünftig anschaut, desto unver-
nünftiger schaut es zurück. Aber auch die vernünftige 
Anschauung ist Teil der gesellschaftlichen Wirklichkeit. 
Das legt eine dialektische Betrachtung nahe.

Im ersten Kapitel dieses Buches geht es um die Ge
schichte der Europäischen Union, deren Dialektik sich 
als Verdrängung und Wiederkehr des Verdrängten dar-
stellt. Verdrängt wurde der emanzipatorische Anfang 
ebenso wie die koloniale Vergangenheit und Gegenwart 
des Kontinents. An ihre Stelle trat eine Friedens-, Ver-
ständigungs- und Weltbeglückungsrhetorik, die der Re-
konstruktion nationaler Einheit ebenso entgegenkam 
wie der Hegemonie einer entpolitisierten Wirtschafts-
verfassung.

Das Verdrängte lebt allerdings untergründig fort und 
bleibt dem bewußten Leben als Widerspruch und Wi-
derlager erhalten. Begrifflich stellt es sich als dialektische 
Spannung zwischen der Logik der Emanzipation und 
der Logik technokratischer Verwaltung dar. In der so-
zialen Evolution verschränken sich normative Lernpro-
zesse und kognitive Anpassungsprozesse. Sie verstellen 
einander den Weg, irritieren sich wechselseitig, springen 
wie Dr. Jekyll und Mr. Hyde von einem Extrem ins an-
dere. Dr. Jekyll, das ist der gute Wille, der den Kantian 
constitutional mindset zur Gründung einer kosmopoliti-
schen Republik gleicher und freier Bürger antreibt, aber 
statt des Guten, das er will, bisweilen, wenn auch beileibe 
nicht immer, das Böse schafft. Mr. Hyde ist der normativ 
neutralisierte managerial mindset evolutionärer Anpas-
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sung, der stets das Böse will, für Kant sogar das radikal 
Böse verkörpert, aber trotz doppelter Negation und an-
derer dialektischer Tricks nicht immer das Gute schafft. 
Es ist bei Goethe ja auch der Mephistopheles, der sich 
mit dieser Behauptung selbst verklärt.

Dieses Szenario dient mir dazu, in Kapitel II den evo
lutionstheoretischen Rahmen zu illustrieren, in den ich 
dann im längsten, dritten Kapitel die dialektischen Ver-
schlingungen einer mehrstufigen  Verfassungsevolution 
einzeichne. Auch wenn das von Mr. Hyde so perfekt 
wie von Frau Merkel kontrollierte Europa die Logik der 
Emanzipation, die in seinen Verfassungsbegriffen objek-
tiver Geist geworden ist, nicht mehr los wird, so verdü-
stert sich doch das Bild mit jedem weiteren Fortschritt 
der Integration, der auch einer der Emanzipation ist. Mit 
der Einführung einer Währung ohne Gesetzgeber und 
Regierung ist eine Situation entstanden, in der Europa 
dem ökonomischen Belagerungszustand wehrlos ausge-
liefert zu sein scheint (Kapitel V).

Doch auch dieser Schein könnte trügen. Die Krise 
löst eine Wiederkehr des bloß verdrängten Emanzipa-
tionsinteresses aus. Sie läßt erkennen, daß der Rückzug 
in die Staatssouveränität wenig aussichtsreich und nor-
mativ nicht wünschenswert ist. Die Demokratie, die nur 
als daseiender Widerspruch des bestehenden Institutio-
nensystems existiert, widerspricht nicht nur der Gewalt-
herrschaft des modernen Kapitalismus, sondern auch der 
Gewaltherrschaft des modernen Staats.

»Die Lage« (Angela Merkel) ist unübersichtlich, viel-
fach verdüstert. Obendrein ist die Evolution, wie immer, 
unbeherrschbar. Sie ist aber auch von normativen Lern-
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prozessen abhängig, die ihr die Weichen stellen und die 
Gewaltschranke im Recht, mit ungewissem Ausgang, 
zurückdrängen. Angesichts der Lage hilflos, aber nicht 
ohne Hoffnung, faßt das letzte Kapitel Chancen und 
Perspektiven der vielleicht doch noch möglichen euro-
päischen Demokratie ins Auge.

*

Wenn ich im Folgenden von Europäischer Union spre-
che, meine ich das als Oberbegriff für die früheren Ge-
meinschaften und die spätere Union. Manchmal sage ich 
auch nur »Europa«. Außerdem werde ich, wo ich mir 
Martti Koskenniemis Unterscheidung zwischen einem 
Kantian constitutional und einem managerial mindset zu 
eigen mache, die englischen Begriffe beibehalten, weil das 
Wort mindset sich schwer ins Deutsche übersetzen läßt. 
Mindset ist ein Habitus, eine Mentalität, eine Denkwei-
se, eine praktisch gerichtete, generalisierte Einstellung 
sozialer Gruppen zu sich und andern sozialen Gruppen 
und zur Gesellschaft im ganzen. Im mindset durchdrin-
gen sich Begriff und Sache, vernetzen sich Theorie und 
Praxis. International mindset wird im Deutschen oft mit 
Internationalität, growth mindset mit Wachstumsori-
entierung, global mindset ebensoschlecht mit globalem 
Denken wie business mindset mit geschäftlichem Denken 
übersetzt, so daß man es genauso gut beim englischen 
Ausdruck belassen kann.

*
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I. Verdrängter Ursprung

Wie viele Geschichten ist auch die der Europäischen 
Union eine der Verdrängung ihres Ursprungs.1 Nicht 
mit dem technokratischen Konsens der Eliten und ih-
rem managerial mindset, sondern mit der Befreiung un-
terdrückter Massen zu politischer Selbstgesetzgebung 
begann die Vereinigung Europas im letzten Jahr des 
Zweiten Weltkriegs (Juli 1944 bis Mai 1945). Durch den 
technokratischen Konsens der Eliten, der sich dann in 
den Römischen Verträgen von 1957 durchsetzte, wurde 
der in den Völkerschlachten, Bürgerkriegen und Klas-
senkämpfen des Zweiten Weltkriegs erwachte Kantian 
constitutional mindset der Gründung Europas nachhal-
tig verdrängt.2 Verdrängt wurde das Ziel der Emanzipati
on Europas von faschistischer Herrschaft, das im Namen 
umfassender, demokratischer und sozialer Selbstbestim-
mung angestrebt worden war.3 Verdrängt und durch 
nachgeschobene Friedensrhetorik verdeckt wurde die 
von faschistischer und nationalsozialistischer Herrschaft 
befreiende Gewalt der Waffen, die der verfassunggeben-
den Gewalt der Neugründung Europas die Richtung ge-
wiesen hatte. Verdrängt wurde die verfassunggebende 
Gewalt der Völker, die den regierenden Herren der Ver-
träge die Vereinigung vorgeschrieben hatte.4 Was blieb, 
war die Herrschaft der Verträge.

Verdrängt wurde, daß die Einigung Europas und die 
Einbeziehung Südeuropas in die Union nur unter strik-
tem, auch militärisch erzwungenem Ausschluß aller 
demokratischen Alternativen durchgesetzt wurde, die 
links vom (moderat sozialdemokratischen) Modell des 
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demokratischen Kapitalismus lagen.5 Ein aussichtsrei-
cher kommunistischer Aufstand in Griechenland wur-
de lange vor Gründung der EU gleich nach dem Krieg 
von britischen Truppen niedergekämpft. Danach hat der 
Westen die Errichtung einer schwach konstitutionali-
sierten Monarchie mit einer orthodoxen Staatskirche 
ebenso massiv unterstützt wie die jahrzehntelange Al-
leinherrschaft der Christdemokraten in Italien. Als der 
Dauerkonflikt zwischen Monarchie und Parlament in 
Griechenland sich in den sechziger Jahren zur Legitima-
tionskrise des politischen Systems ausweitete, haben die 
EU und der Westen die diktatorische Lösung des Pro-
blems mindestens geduldet, wenn nicht stillschweigend 
begrüßt und unterstützt. Die Obristen hatten die Mit-
gliedschaft im Europarat sofort nach der ersten Anklage 
mit der offiziellen Begründung aufkündigt, der Europa-
rat und dessen Kommission für Menschenrechte sei eine 
Verschwörung von Kommunisten und Homosexuellen 
gegen die hellenischen Werte.6

Verdrängt wurde, daß die EU und ihre Gliedstaaten 
zusammen mit der Nato und einer militärischen Droh-
kulisse seitens der USA in den siebziger Jahren die da-
mals durchaus realistische eurokommunistische Option 
in Italien, Portugal und Spanien blockierten. Die markt-
konforme Begrenzung des demokratischen Alternativ-
spielraums und die Unterwerfung Südeuropas unter die 
Herrschaft des europäischen Wettbewerbskommissars 
hat Europa viel Geld gekostet. Der segensreiche Strom 
des Konsum- und Investitionskapitals nach Süden ver-
ebbte erst, als das Geld für die Osterweiterung benötigt 
wurde, um dort den Hoffnungsschimmer des demokra-
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tischen Sozialismus im Keim zu ersticken, obwohl viele 
Bürger Osteuropas diese Option (eine Option, welche 
die Tschechen in den späten sechziger Jahren riskiert und 
teuer bezahlt hatten) befürworteten.

Die Verdrängung der kantischen Emanzipationsge-
schichte Europas war von Anfang an von einer weiteren 
Verdrängungsleistung begleitet worden, der Verdrän-
gung der Kolonialgeschichte und des kolonialen Be-
freiungskampfes.7 Die kolonialen Befreiungskämpfe 
begannen auf breiter Front nach dem Ersten Weltkrieg, 
der Oktoberrevolution und der Proklamation des uni-
versellen Selbstbestimmungsrechts der Völker durch 
den US-Präsidenten Wilson. Sie gewannen durch die 
nicht mehr allein europäisch und westlich dominierte 
Neugründung der Vereinten Nationen und den Sieg der 
chinesischen Revolution nach dem Zweiten Weltkrieg 
an Schubkraft und erreichten ihr Ziel in den sechziger 
Jahren, auch wenn es bis zur endgültigen Befreiung der 
letzten Kolonie (Simbabwe 1980) und dem Ende des süd-
afrikanischen Apartheidregimes (1989) noch etwas län-
ger dauern sollte. Während die Staaten des europäischen 
Kontinents ihre Neugründung einer globalen Assoziati-
on britischer, amerikanischer, sowjetischer, chinesischer, 
kolonialer und vieler andere Armeen, kontinentaleuro-
päischer Partisanenverbände und verzweifelter Aufstän-
de verdankten, haben die vom soeben befreiten Europa 
immer noch beherrschten und kolonisierten Völker sich 
selbst wenige Jahre bzw. Jahrzehnte später von der Welt-
herrschaft des europäischen, westlichen und japanischen 
Imperialismus, der weit über den Kreis der autoritären 
und faschistischen Staatenwelt der dreißiger und vierzi-
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ger Jahre hinausreichte, befreit und jeweils neue Staatsge-
walten in Asien, Afrika und dem Nahen Osten begründet.

Immer noch gibt es winzige Reste europäischer Ko-
lonialherrschaft, in Nordafrika die spanischen Städte 
Ceuta und Melilla, im Pazifik Französisch-Polynesien, 
-Neukaledonien, -Wallis et Futuna, im Indischen Oze-
an die französischen Übersee-Départements La Réunion 
und Mayotte, in der Karibik die französischen Übersee-
Départements Guadeloupe und Martinique, die nieder-
ländischen autonomen Gebiete Curaçao, Sint Maarten, 
Aruba, Bonaire, Sint Eustatius und Sabai. In Lateiname-
rika teilt das französische Übersee-Département Guaya-
na sogar eine Landgrenze mit Brasilien. Insgesamt leben 
in Afrika und Übersee ca. drei bis vier Millionen EU-
Bürger indigener Herkunft, die sich in der Mehrzahl in 
Referenden für den Verbleib in den vormaligen Koloni-
alländern und der EU entschieden haben. Trotzdem feh-
len sie auf den offiziellen Landkarten der EU ebenso wie 
die nachts im hellen Licht der Feindaufklärung erstrah-
lende Grenze der EU auf dem afrikanischen Kontinent 
(Ceuta, Melilla). Obwohl Marokko an Ceuta und Melil-
la grenzt und damit, nicht anders als die Ukraine, eine 
Landgrenze mit der Europäischen Union teilt, überdies 
Europa kulturell und sprachlich mindestens so eng ver-
bunden ist wie die Ukraine, wurde der Antrag Marokkos 
auf Mitgliedschaft 1986 mit der schlichten Begründung 
zurückgewiesen, Marokko sei kein europäisches Land. 
Dessen Nachbarland Algerien, das in der Gründungs-
zeit der Europäischen Union achtzig Prozent des franzö-
sischen Staatsterritoriums umfaßte, war sogar von 1951 
bis 1962 als Teil Frankreichs Mitglied der Montanuni-
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on und von 1957 bis 1962 Mitglied der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). Nie ließ die französi-
sche Regierung auch nur den geringsten Zweifel aufkom-
men, daß Algerien und Frankreich einen Staat bildeten 
und daß Frankreich das Herz der Europäischen Union 
sei. Dasselbe gilt für den Vertragstext von 1957 (Art. 227 
Abs. 2 EEC). Aber der zwingende logische Schluß, daß 
dann auch Algerien europäisch sei, sollte nicht gelten. Es 
galt statt dessen der dekonstruktive Syllogismus: (1) Al-
gerien ist französisch. (2) Frankreich ist europäisch. Also 
ist (3) Algerien nicht europäisch. Der algerische Befrei-
ungskrieg, den Frankreich von 1954 bis 1962 als Krieg 
gegen seine eigene afrikanische Bevölkerung führte, ließ 
sich mit solcher Logik, die den Weißbüchern der Euro-
päischen Kommission eigen ist, ebenso leicht verdrän-
gen wie die eine Million Toten,8 die er einer Bevölkerung 
abverlangte, die nach einem Grundsatzurteil des Euro-
päischen Gerichtshofs von 1963 spätestens seit 1957, ei-
gentlich schon seit 1951 europäische Bürgerrechte hatte.9 

Innerhalb der EU wurde die nichteuropäische Emanzi-
pations- und Unterdrückungsgeschichte Europas voll-
ständig verdrängt. Kein offizielles Dokument der EU 
erwähnt sie.

Verdrängt wurde auch, daß, mit Ausnahme des winzi-
gen Luxemburg, alle Gründernationen der späteren EU, 
die Niederlande, Belgien, Italien, Frankreich und die 
Bundesrepublik Deutschland, frühere Kolonialmächte 
waren und es (mit Ausnahme der Bundesrepublik) bis 
weit in die Zeit der Europäischen Gemeinschaften blie-
ben. Verdrängt wurden die vielen kolonialen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, die, was die bloße Zahl der 
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in kurzen Zeiträumen Ermordeten und das Ausmaß der 
Grausamkeiten angeht, den japanischen und deutschen 
Verbrechen während des Zweiten Weltkriegs, der im pa-
zifischen Raum schon Mitte der dreißiger Jahre begann, 
kaum nachstehen.10 Verdrängt wurde die Einübung der 
rassistischen Vernichtungspraxis im Herzen der Finster-
nis,11 lange bevor die Taten in Europas Bloodlands wie-
derholt wurden. Von alldem findet sich in den offiziellen 
Dokumenten der Union, die immer wieder Europas Ge-
schichte im kosmopolitischen Friedensprojekt der EU 
enden lassen, nicht eine einzige Spur. Die einzigen Akte 
physischer Gewalt, von denen dort die Rede ist, sind die 
sowjetische Intervention in Ungarn 1956 (damals noch 
kein Mitglied der EU) und die weitgehend gewaltlosen 
Studentenunruhen der langen sechziger Jahre.12

Silencing, zu deutsch: kommunikatives Beschweigen, ist 
eine der paradigmatischen Leistungen des managerial 
mindset.13

Trotz dieser von vornherein zutiefst zwiespältigen 
Befreiungs-, Unterdrückungs- und Verdrängungsge-
schichte bleiben Befreiung und Neugründung Konti-
nentaleuropas ein eindrucksvoller Umbruch, der ganz 
dem Muster einer großen Revolution entsprach. Noch 
der scheidende Kommissionspräsident José Manuel Bar-
roso, man glaubt es kaum, verdankt seinen Posten einem 
nachholenden Effekt jener gewaltigen Emanzipations-
bewegung gegen den europäischen Faschismus, die Por-
tugal, Spanien und Griechenland Mitte der siebziger 
Jahre erfaßte. Barroso wurde 1956 im damals noch fa-
schistischen Lissabon geboren, dem Zentrum eines fragil 
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gewordenen, aber noch bestehenden, mit Panzern, Ge-
heimpolizei und Folterknechten zusammengehaltenen 
Kolonialreichs.14

Die Neugründung trat nicht nur in Deutschland, son-
dern in allen faschistisch beherrschten Ländern Euro-
pas an die Stelle des nach Auschwitz und dem Zweiten 
Weltkrieg nicht mehr möglichen Friedensvertrags. Die 
bedingungslose Kapitulation der Achsenmächte, das En-
de ganzer Staaten und die Aburteilung der faschistischen 
Kriegs- und Menschheitsverbrechen vor den Militärtri-
bunalen von Nürnberg und Tokio war die historische 
Bedingung eines auch nach »diesem Ende« noch mög-
lichen »neuen Anfangs«.15 Die zwischen 1944 und 1949 
entstandenen Verfassungen der Gründerstaaten Europas 
sind dessen erster Ausdruck. Der revolutionäre Charak-
ter dieses Umbruchs ist an einer Reihe von Merkmalen 
gut erkennbar:

(1) Alle Erstunterzeichnerstaaten der Verträge von Pa-
ris 1951, der die Montanunion (mit unabhängiger Hoher 
Behörde, dem Vorläufer der späteren Kommission, und 
dem von Anfang an politsch aktiven Gerichtshof) schuf, 
und Rom 1957, der die EWG ins Leben rief, sind zwi-
schen 1944 und 1948 durch ihre verfassunggebende Le-
gislativgewalt neu begründet worden.16

(2) Das politische Führungspersonal der Gründerstaa-
ten wurde nahezu vollständig ausgetauscht und durch 
vormalige Emigranten, Widerstandskämpfer und Fein-
de der Faschisten und ihrer Quisling-Regimes ersetzt – 
im besiegten Westdeutschland etwas zögerlicher, mit 
eher sanfter Nachhilfe der Alliierten und unter kommu-
nikativem Beschweigen brauner Biographieanteile. Vie-
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le der neuen politischen Akteure Europas kamen direkt 
aus dem Gefängnis oder dem Konzentrationslager oder 
hatten im Krieg auf seiten der Alliierten gegen das eigene 
Land und seine autoritäre Regierung und für ein ande
res Land und eine andere Welt gekämpft.17 In Deutsch-
land wurde die Kommunistische Partei vom damals noch 
ziemlich reaktionären Verfassungsgericht verboten, und 
Sozialdemokraten wie der Nationalist Schumacher und 
der Internationalist Brandt sahen sich dem perfiden öf-
fentlichen Ansinnen ausgesetzt, für KZ-Gefangenschaft, 
Emigration und den Kampf auf der richtigen Seite Ab-
bitte zu leisten. Auch der westlich orientierte Kanzler 
Adenauer, weiß Gott kein Nazi, bediente sich im Kal-
ten Krieg gegen den Kommunismus, den er und seine 
Propagandastäbe mit der Sozialdemokratie identifizier-
ten, hämisch des unsäglichen Klischees vom uneheli-
chen Vaterlandsverräter (»Brandt, alias Frahm«). Aber 
nach dem Intermezzo des ehemaligen Nationalsoziali-
sten Kiesinger wurde mit Willy Brandt schließlich auch 
in der Bundesrepublik ein Emigrant, der im Exil gegen 
das Großdeutsche Reich gekämpft hatte, Bundeskanzler.

(3) Die Alliierten beendeten 1945 die staatliche Exi
stenz Deutschlands und begründeten eine Rechts- und 
Staatsordnung, aus der am Ende zwei neue Staaten her-
vorgingen. Das vollständige Verschwinden Deutsch-
lands als souveräner Staat strafte fortan jede Behauptung 
staatlicher Identität Lügen, das konservative deutsche 
Staatsrecht, das noch immer Schmitt hochhielt und Kel-
sen totschwieg, mochte sich noch so sehr an die Behaup-
tung staatlicher Kontinuität klammern, die es frei nach 
dem aufs deutsche Volk gemünzten Motto Stalins in den 
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souveränitätsfreien Raum projizierte: »Die Hitlers kom-
men und gehen, der deutsche Staat bleibt bestehen.«18 
Das wurde zur Lebenslüge der Bundesrepublik. Aber es 
half nichts, der Staat war weg. Deshalb konnte das 
Grundgesetz auch nicht dem immer schon bestehenden, 
substantiellen Staat eine neue Verfassung verpassen, als 
wäre es ein neuer, bürgerlicher Anzug, den man, wenn es 
ernst wird, gegen eine schneidige Uniform eintauscht, 
sondern die verfassunggebende Gewalt des Volkes hatte 
(anders als die Verfassung des 1871 gegründeten Bis-
marckreichs) durch die neue Verfassung einen neuen 
Staat hervorgebracht – und kein Stück mehr an Staat, als 
die Verfassung erlaubt.19 Schon deshalb ist es ein großer 
Fehler, die demokratische Verfassung (und das Volk, das 
sie sich gibt) mit dem Staat zu identifizieren. Das Grund-
gesetz hat sich vom rechtshegelianischen Sonderweg und 
dem deutsch-englischen Konstitutionalismus verab-
schiedet und ist, wie schon im ersten, gescheiterten Ver-
such die Weimarer Reichsverfassung, dem evolutionären 
Pfad der atlantischen, französisch-amerikanischen Ver-
fassungsrevolution gefolgt.20

(4) Die neuen Verfassungen waren demokratischer 
als je zuvor und haben überall die vor-egalitäre, verfas-
sungsrechtliche Verschränkung des Staats mit mächtigen 
Korporationen und Verbänden aufgelöst und die unge-
teilte Herrschaft des nun erst überall ans allgemeine und 
gleiche Erwachsenenwahlrecht gebundenen Parlaments 
zum Ausdruck gebracht.21 Der im Weimarer Reichstag 
noch kontrafaktische Satz Herman Hellers, Gesetz sei, 
was immer das Parlament, und nur, was das Parlament 
beschließt, wurde verfassungsrechtliche Wirklichkeit.22 
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Damit wurde der Rechtshegelianismus deutscher Staats-
rechtslehre zur verfassungsrechtlich nicht mehr gegen-
wärtigen Vergangenheit, auch wenn er als herrschende 
Meinung des Faches noch lange ein gespenstisches Schat-
tendasein führte und im Neokonservatismus der frühen 
neoliberalen Ära sogar ein beachtliches intellektuelles 
und ideologisches Comeback feiern konnte.

(5) Die neuen Verfassungen waren direkt oder indi-
rekt auf den egalitären Sozialstaat eingeschworen. Schon 
1941 hatten Altiero Spinelli, Ernesto Rossi und Euge-
nio Colorni (alle drei kommunistische Settembrinis, die 
1941 auf der italienischen Gefangeneninsel Ventotene in-
terniert waren23) im »Manifest von Ventotene« die Idee 
eines europäischen Föderalismus mit politischer und 
gesellschaftlicher Demokratisierung, sozialen Rechten, 
gemischten Eigentumsformen und sozial interventioni-
stischer Wirtschafts- und Finanzpolitik verbunden – und 
damit das sozialstaatliche Modell der nationalstaatlichen 
Massendemokratien der Nachkriegszeit, lange bevor es 
in die nationale Wirklichkeit trat, europäisiert. Das Ma-
nifest bringt »den Kern einer Zeitdiagnose zum Aus-
druck, die damals die meisten politischen Kräfte des 
antifaschistischen Widerstands teilten«.24 Es dominierten 
bis in die Programme konservativer Parteien hinein Ide-
en des demokratischen Sozialismus.25 Das Ahlener Pro-
gramm (1947) der nordrhein-westfälischen CDU ist nur 
eines von vielen Beispielen.

Die in den fünfziger Jahren von einer Minderheit 
durchgesetzte Fixierung der deutschen Konservativen 
auf den radikal antisozialistischen Ordoliberalismus der 
sogenannten sozialen Marktwirtschaft war eine weite-


